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Mehr 
politischer Mut 
erforderlich

Der Aufschwung ist in Gang ge
kommen. Aber damit ist keines

wegs auch die Regierungspolitik 
schon über den Berg. Gewiß war sie 
gut beraten, sich nicht auf den 
schlüpfrigen Pfad einer inflatori
schen Nachfrageankurbelung zu 
begeben. Aber darüber dürfen nicht 
die längerfristig angelegten Stabili
sierungsbemühungen zu kurz kom
men. Nachhaltige Beschäftigungs
politik ist heute an erster Stelle 
marktwirtschaftliche Ordnungspoli
tik. Sie entscheidet darüber, ob wir 
für die Zukunft zu einer befriedigen
den Wachstumsrate finden und wie 
unsere Wirtschaft mit kommenden 
Rezessionsgefahren fertig wird, die 
nicht ausbleiben können. Das meint 
die vielberufene Forderung nach 
verbesserten Rahmenbedingungen 
für die marktwirtschaftliche Dyna
mik.

Wenn vom „Rahmen“ gespro
chen wird, sollte das freilich nicht 
der vielleicht naheliegenden Asso
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ziation Vorschub leisten, hier käme 
es nicht so schnell darauf an oder 
hier könnte man angenehm vage 
bleiben. Das liefe auf eine Ver
wechslung hinaus: Zwar sind ord
nungspolitische Maßnahmen parla
mentarisch schwieriger durchzuset
zen als ihre ablaufspolitischen 
Schwestern, nicht zuletzt auch dar
um, weil sie, bis die Früchte reifen, 
einer längeren Inkubationszeit be
dürfen. Aber gerade darum müssen 
sie rechtzeitig ergriffen werden. 
Und was hier in der Sache zu ge
schehen hat, ist beileibe nicht weni
ger präzise als irgendein „Sofort
programm“ .

Vor diesem Hintergrund muß es 
doch überraschen, daß die Regie
rung angesichts ihrer langen Oppo
sitionszeit jetzt nicht mit etwas ein
drucksvolleren und zügigeren Re
formvorhaben aufwartet, die prakti
kabel sind. Sicherlich, zunächst 
ging es um einen Sparetat, um end
lich die zinstreibende Staatsver
schuldung zurückzufahren. Aber 
schon hier bleiben ordnungspoliti
sche Wünsche offen. Die Besol
dungskosten des öffentlichen Dien
stes zu begrenzen, war für sich ge
nommen und als Signalwirkung für 
die übrige Lohnpolitik ein vernünfti
ger Schritt, namentlich wenn gleich
zeitig die sinkende Inflationsrate 
vorhält. Indes, mittelfristig minde
stens ebenso wichtig wäre ein Pro
gramm der Entbürokratisierung, 
das die Besetzungszahl des öffent
lichen Dienstes zu beschränken er
laubt. Auch wird ein Konzept des 
mehrstufigen Abbaus der Subven
tionen (und der Bundesbahnmalai
se) vermißt, die sich inzwischen der 
abenteuerlichen Größenordnung 
von jährlich 100 Mrd. DM nähern. 
Und was die leidige Rentenfrage 
anbelangt, so versprechen nicht ir
gendwelche Einsparungen, son
dern nur die Rückführung der So
zialeinrichtung auf ihren Versiche
rungscharakter eine nachhaltige 
Lösung. Der Arbeitsminister hat das 
in früheren Reden wiederholt ange
sprochen; wo jedoch sind die Orien

tierungspapiere aus der ministeriel
len Schublade, die die Marschroute 
abstecken?

Die grausamen Schnitte müssen 
bei Beginn der Legislaturperiode 
getätigt werden, das ist eine alte 
taktische Regel. Die verbalen Hiebe 
von seiten der betroffenen Verbän
de und der Opposition sind so oder 
so nicht zu vermeiden. Was zählt, 
ist die erfolgreich veränderte Situa
tion vor dem nächsten Wahltag. 
Aber auch in dieser Perspektive ist 
die Regierung dabei, Chancen zu 
verpassen. Die schmerzlichen 
Sparbemühungen heute sollen 
doch morgen, wenn die Beschäfti
gung wieder angestiegen ist, den 
Weg zu der überfälligen Senkung 
des Steuer- und Abgabenniveaus 
freimachen. Aber anstatt, sagen 
wir, für 1987 eine grundlegendeTa- 
rifreform ins Auge zu fassen, die na
mentlich der Kapitalbildungsfeind
lichkeit des überkommenen Steuer
systems zu Leibe rückt, verspricht 
die Regierung beispielsweise eine 
Ausweitung des Mutterschaftsgel
des, über dessen Dringlichkeit man 
nun wirklich geteilter Meinung sein 
kann. Soll denn der Verteilungs
staat nie seinen Meister finden?

Breitester Zustimmung könnte 
die Regierung sicher sein, wenn sie, 
im Verein mit Großbritannien, dem 
finanziellen Aberwitz der Brüsseler 
Agrarpolitik Paroli bieten würde. 
Dies wurde auf dem Stuttgarter EG- 
Gipfel versäumt. Und statt in der 
Entwicklungspolitik dem „gemein
samen Rohstoffonds“ endgültig 
beizutreten, der eine ökonomische 
Mißgeburt ist und nur die Fehler der 
ominösen Agrarmarktordnungen 
wiederholt, täte sie gut daran, sich 
bei uns und anderswo mit dem ge
hörigen Nachdruck gegen protek
tionistische Tendenzen zu stem
men. Allerdings, ohne politischen 
Mut sind die „Rahmenbedingun
gen“ nirgendwo zu ändern. Sollte 
die breite Wählerzustimmung, die 
die Regierung im März gefunden 
hat, noch ausreichen, ihn zu beflü
geln?
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